„Das weſtpreußiſche Handwerk“ 

erſcheint wöchentlich einmal. Bezugs⸗ 

preis vierteljährlich 1,00 M., mit 

Beſtellgeld 1,12 M. Beſtellungen 

nehmen alle Poſtanſtalten und Brief⸗ 
träger entgegen. 


Im Anzeigenteil koſtet die vier⸗ 

geſpaltene Petitzeile 30 Pf., bei Be- 

kanntmachungen von Innungen, Ges 

noſſenſchaften 10 Pf. Aufträge nimmt 

die Expedition in Löbau Wpr. 
entgegen. 
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In halts verzeichnis 
Berichtigung. — Förderung des bargeldloſen Zahlungs⸗ 
verkehrs — Scheck⸗ und Ueberweiſungs⸗Verkehr. — 
Erlaſſe und Verfügungen der Zentral- und Verwaltungs: 
behörden. — Entſcheidung der Gerichte. — Geſchichtliche 
u. wirtſchaftliche Entwickelung des Gewerbes Altpreußen. 


Berichtigung. 

Bei den Bekanntmachungen der 
im Oktober ſtattfindenden Geſellen⸗ 
prüfungen iſt ein Verſehen unter⸗ 
lanfen: 

Im Abteilungsbezirk Konitz 
(umfaßend die Landkreiſe Konitz, 
Schlochau und Tuchel) ift Herr 
Schneidermeiſter Joh. Martin 
Rahmel, Schlochau Vorſitzender, 
nicht Herr Schloſſermeiſter Lange 
in Konitz wie irrtümlich angege⸗ 
ben war. 


Der Vorſtand. 


Emil Hache, 
Vorſitzender. 


Graudenz, Sonnabend, den 7. Oktober 


1916. 


Förderung des bargeldloſen 
Zahlungsverkehrs. 


Der Bundesrat hat eine Verordnung über die Be- 
ſtätigung von Schecks durch die Reichsbank erlaſſen, in der 
unter folgendes beſtimmt wird: Verſieht die 
Reichsbank einen auf fie gezogenen Scheck mit einem Be- 
ſtätigungsvermerke, ſo wird ſie hierdurch zur Einlöſung 
verpflichtet; für die Einlöſung haftet ſie auch dem Aus⸗ 
ſteller und den Indoſſanten. Die Verpflichtung aus der 
Beſtätigung erliſcht, wenn der Scheck nicht innerhalb der 
Vorlegungsfriſt zur Zahlung vorgelegt wird. Hinſichtlich 
des Nachweiſes der Vorlegung finden die Vorſchriften des 
§ 16 des Scheckgeſetzes Anwendung. Der Anſpruch aus der 
Beſtätigung verjährt in zwei Jahren vom Ablauf der Vor⸗ 
legungsfriſt. Für einen beſtätigten Scheck, auf dem eine 
Unterſchrift gefälſcht iſt, gelten die Vorſchriften des § 23, 
für die gerichtliche Geltendmachung von Anſprüchen auf 
Grund der Beſtätigung die Vorſchriften des 8 28 des 
Scheckgeſetzes entſprechend. Die Reichsbank iſt nur nach 
vorheriger Deckung befugt, Schecks mit einem Beſtäti⸗ 
gungsvermerke zu verſehen. Die Beſtätigung begründet 
nicht die Verpflichtung zur Entrichtung des Wechſelſtem⸗ 
pels oder einer landesgeſetzlichen Abgabe. Die Einrichtung 
der beſtätigten Reichsbankſchecks mit geſetzlicher Zah: 
lungsverpflichtung dürfte als eine neue Maßnahme zur 
Förderung bargeldloſer Zahlungen zu betrachten ſein. 
Während der gewöhnliche Scheck bei der Verwendung für 
manche Zwecke noch auf Schwierigkeiten ſtößt, wird ein 
von der Reichsbank beſtätigten Scheck in jedem Falle den 
Umlauf von Banknoten erſetzen können. 


Auch der Zentralverband des deutſchen Bank⸗ und 
Bankiergewerbes hat in einer an den Bundesrat gerichte⸗ 
ten Eingabe den Erlaß einer Bundesratsverordnung be⸗ 
antragt, nach der die Verordnung vom 31. Auguſt d. J. 
über die Beſtätigung von Schecks durch die Reichsbank 
auch auf die Scheckbeſtätigung privater Banken und 
Bankfirmen und ſonſtiger nach dem Scheckgeſetz ſcheck⸗ 
fähiger Perſonen Anwendung finden ſoll. 


anderem 
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Sheck- u. Überweiſungs⸗Verkehr. 

In den letzten Monaten iſt mehr und mehr auf die 
Wichtigkeit des Schecks⸗ und Ueberweiſungsverkehrs hin⸗ 
gewieſen worden. Die Reichsbank betont neuerdings in 
einem Rundſchreiben an die Handels-, Handwerks: und 
Landwirtſchaftskammern die Notwendigkeit der meite- 
ren Ausgeſtaltung und Förderung des bargeldloſen Geld- 
verkehrs zum Zwecke der Einſchränkung des Barmittel⸗ 
umlaufs. Sie ruft die Intereſſenvertretungen der am Geld- 
verkehr beſonders ſtark beteiligten Berufsſtände zur 
wirkſamenUnterſtützung ihrer Beſtrebungen auf und bittet 
ſie, auf die einzelnen Mitglieder ihrer Organiſation ihren 
Einfluß auszuüben in der Richtung der tunlichſten Ein⸗ 
ſchränkung des Bargeldverkehrs. 

Wir kommen dieſem Wunſche gerne nach und werden 
keine Gelegenheit verſäumen, um auch das Handwerk 
mehr für dieſe Frage zu intereſſieren. Das Handwerk hat 
bisher leider wenig Gebrauch gemacht von den Vorteilen, 
die ihm aus der Errichtung eines Reichsbankgiro⸗, Poft- 
ſcheck⸗, Bank- oder Sparkaſſenkontos erwachſen. Wir hof- 
fen, daß das nachfolgende Merkblatt eine größere Anzahl 
von Handwerbsbetrieben veranlaſſen wird, ſich ein Scheck⸗ 
oder Ueberweiſungskonto anzulegen. 

Wozu dient ein Scheck: oder Ueberweiſungskonto? 

Es dient zur Erſparung von Bargeld und ermöglicht 
ſeinem Inhaber, trotzdem jederzeit Zahlungen aus ſeinem 
Guthaben zu leiſten. 

Wer kann ſich ein Scheck⸗ oder Ueberweiſungskonto 
anlegen? 

Jeder, der irgendwie mit Geld zu wirtſchaften hat, der 
Kaufmann, der Gewerbetreibende, der Landwirt, der Be: 
amte, der Handwerker, der Privatmann. 


Wo kann ich mir ein Scheck⸗ oder Ueberweiſungskonto 
anlegen? 
Bei einer Bank, Spärkäſſe, Kreditgenoſſenſchaft und 
bei der Poſt. 


Warum empfiehlt es ſich, ein Scheck⸗ oder Ueberweiſungs⸗ 
konto anzulegen? 

1. Weil das Geld vor Diebſtahl und Feuersgefahr ge— 
ſchützt iſt. i i 

2. Weil man jederzeit ohne große Mühe und Zeit- 
verluſt über fein Geld verfügen kann. 

3. Weil man in der Regel noch Zinſen für das ſonſt 
nutzlos zuhauſe liegende Geld erhalten kann. 

4. Weil ſich jede Zahlung, die durch Scheck⸗ oder 
Ueberweiſung geleiſtet iſt, noch nach vielen Jahren durch 
Einſicht in die Bücher der das Konto führenden Anſtalt 
nachweiſen läßt und Rechtsnachteile, wie ſie häufig durch 
das Verlorengehen von Quittungen entſtehen, vermieden 
werden. 

5. Weil man bei entſprechender Benutzung des Kon— 
tos zur Verminderung des Barmittelumlaufes beiträgt 
und ſo dem vaterländiſchen Intereſſe dient. 


Wie lege ich mir ein Scheck⸗ oder Ueberweiſungskonto an? 
Ich zahle meine baren Einnahmen bei einer Bank, 
Sparkaſſe, Kreditgenoſſenſchaft oder der Poft ein und 
weiſe jeden,der an mich Zahlungen zu leiſten hat, an, das 
Geld nicht an mich, ſondern an meine Bankverbindung 
abzuführen. Die Poſt würde auf Grund eines einmaligen 
Antrags ſämtliche eingehenden Poſtanweiſungen ohne 
weiteres auf das Konto des Empfängers überweiſen. 


Wie verfüge ich über mein Guthaben auf Scheck⸗ 
Ueberweiſungskonto? 

1. Ich beauftrage die Sparkaſſe oder Bank, aus mei⸗ 
nem Guthaben an meinen Gläubiger einen beſtimmten 
Betrag zu überweiſen, oder x 8 

2. ich ſchreibe einen Scheck aus und übergebe dieſen 
anſtatt des baren Geldes meinem Gläubiger (3. B. dem 
Kaufmann für den gelieferten Kunſtdünger, dem Maſchi⸗ 
nenfabrikanten für Maſchinen). 


oder 
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3. Ich hebe im Falle eigenen Geldbedarfs Bargeld in 
den von mir gewünſchten Sorten mittels Scheck oder 
Quittung ab. 


Wie kann ich mich davor ſchützen, daß ein durch Brief nach 
außerhalb geſandter Scheck bei Verluſt des Briefes in un⸗ 
rechte Hände kommt, die damit Mißbrauch treiben? 

Indem ich auf die Vorderſeite des Schecks den Ver- 
merk „Nur zur Verrechnung“ ſchreihe. Ein ſolcher Scheck 
darf von der das Konto führenden Bank an den Ueber— 
bringer nicht bar ausgezahlt, ſondern muß durch Ver⸗ 
rechnung — in der Regel durch Gutſchrift auf das Konto 
des Scheckinhabers — beglichen werden. Auf dieſe Weiſe 
iſt jederzeit der letzte Scheckinhaber feſtzuſtellen. 


Erlaſſe und Verfügungen der 
Zentral- u. Verwaltungsbehörden. 


Beteiligung des Handwerks an ſtaatlichen 
Lieferungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 23. September 1916. 

l Die Beſtrebungen des Handwerks, ſeinen durch den 
Krieg ſchwer in Mitleidenſchaft gezogenen Angehörigen 
durch Beteiligung an den ſtaatlichen Lieferungen das 
Durchhalten zu ermöglichen, haben erfreulicherweiſe, 
dank auch der tatkräftigen Unterſtützung der militäriſchen 
Vergebungsſtellen, zu bemerkenswerten Ergebniſſen ge- 
führt. Mehr und mehr hat ſich dabei in den führenden 
Kreiſen des Handwerks die Erkenntnis durchgeſetzt, daß 
ein ausſichtsreicher Mitbewerb dem einzelnen Meiſter un- 
möglich iſt und daß nur eine Zuſammenfaſſung und wirt⸗ 
ſchaftliche Organiſation aller Kräfte die Grundlage für 
den Erfolg bietet. So ſind bisher bereits mehr als 400 
Lieferungsgenoſſenſchaften neben faſt ebenſo vielen freien 
Lieferungsgemeinſchaften zur Ausführung von Aufträgen 
der Heeresverwaltung begründet worden. Fortgeſetzt noch 
entſtehen neue Genoſſenſchaften oder wandeln ſich freie 
Lieferungsvereinigungen in Genoſſenſchaften um. 

Grundſätzlich kann eine tathräftige Förderung des 
Genoſſenſchaftsweſens im Handwerk unter Mitarbeit der 
Handwerkskammern nach der bisherigen oft allzu ſtarken 
Zurückhaltung nur begrüßt werden, da jie die zerſplitter⸗ 
ten Kräfte im Handwerk zuſammenzufaſſen und ihnen 
den Zuſammenhalt zu geben geeignet iſt, der einen erfolg⸗ 
reichen Wettbewerb mit der an Produktionsmitteln weit 
überlegenen Großinduſtrie ermöglicht. Andererſeits brin- 
gen aber die unter Ausnahmeverhältniſſen erfolgenden, 
durch den Anreiz außergewöhnlich umfangreicher Staats- 
lieferungen veranlaßten Gründungen Gefahren mit ſich, 
welche die ernſte Aufmerkſamkeit aller Beteiligten er- 
heiſchen. 

Eine unrichtige oder unzweckmäßige Anlage der Ge- 
noſſenſchaften und eine unzureichende Führung der ge- 
meinſamen Geſchäfte können leicht zu einem Mißerfolg 
oder zu einer Schädigung der Genoſſenſchaften führen. 
Dadurch werden dann nicht nur die etwa zum Schadens⸗ 
erſatz herangezogenen Mitglieder der Verwaltungsorgane 
und die mit ihrem Geſchäftsguthaben und aus ihrer Haft⸗ 
pflicht in Anſpruch genommenen Genoſſenſchaftsmitglie⸗ 
der, oder die an einem Verluſte beteiligten Gläubiger der 
Genoſſenſchaft betroffen. Es kann darüber hinaus in wei⸗ 
tem Umkreis der genoſſenſchaftliche Gedanke für lange 
Zeit ſtark beeinträchtigt werden, während gerade das 
Handwerk des genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes be- 
darf und aus ihm bei richtiger Anwendung große Vor⸗ 
teile zu ziehen vermag. Notwendig iſt es daher, daß ſich 
die neue Lieferungsgenoſſenſchaftsbewegung die genoſ— 
ſenſchaftlichen Erfahrungen, wie ſie in der mehr als 60 
Jahre alten Entwickelung des Genoſſenſchaftsweſens ge⸗ 
macht und in den Genoſſenſchaftsverbänden geſammelt 


find, durch Anſchluß an diefe zunutze macht. Das ift umſo⸗ 
mehr geboten, als die ordnungsmäßige Vornahme der ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchriebenen Reviſion bei den einzelnen Ge⸗ 
noſſenſchaften durch einen vom Gerichte beſtellten Reviſor 
in der Regel nicht genügen wird, um die neue Bewegung 
in geſunde Bahnen zu führen und in ihnen zu erhalten. 
Sollen die Genoſſenſchaften der in rechtlicher und mirt- 
ſchaftlicher Beziehung weniger bewanderten Kleingewer⸗ 
betreibenden ſich gedeihlich entwickeln, ſo wird eine geord⸗ 
nete ſtändige Beobachtung und Beaufſichtigung der ein⸗ 
zelnen Genoſſenſchaften und eine fortgeſetzte Beratung und 
Belehrung ihrer Verwaltungsorgane notwendig ſein, wie 
ſie nur von den mit feſten Einrichtungen für dieſe Aufga⸗ 
ben verſehenen Genoſſenſchafts⸗ und Reviſionsverbänden 
vorgenommen werden kann. Es werden deshalb neben 
einer gewiſſenhaften techniſchen Ueberwachung der Ar⸗ 
beitsausführung auch häufige, recht eingehende Reviſio⸗ 
nen der Genoſſenſchaften geboten ſein, welche ſich nicht 
auf die rein kaufmänniſche Nachprüfung der Geſchäfts⸗ 
und Buchführung beſchränken dürfen, ſondern das ge⸗ 
ſamte Leben und Wirken der Genoſſenſchaft zu umfaſſen 
haben. Den Reviſionsverbänden ſtehen für dieſe Zwecke 
ſachverſtändige Kräfte mit jahrelanger Erfahrung in ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Dingen zur Verfügung, die beſonders 
geeignet ſind, dieſe Unterweiſungs⸗ und Reviſionsarbeiten 
auszuführen. Es wird daher Gewicht darauf zu legen ſein, 
daß die neu gegründeten Lieferungsgenoſſenſchaften, die 
ſich bisher nur zum kleineren Teile an Genoſſenſchaftsver⸗ 
bände angeſchloſſen haben, unverzüglich ſolchen Verbän⸗ 
den beitreten. Ebenſo wird es ratſam ſein, daß auch die 
freien Lieferungsvereinigungen mit den Genoſſenſchafts— 
verbänden in Verbindung gebracht u. ihrer Prüfung unter⸗ 
ſtellt werden, damit insbeſondere in geeigneten Fällen ihre 
Ueberführung in die Form der Genoſſenſchaft auch in 
zweckmäßiger, eine geſunde Entwicklung gewährleiſtender 
Weiſe erfolgt. T 

Für den Anſchluß der Lieferungsgenoſſenſchaften 
kommen in erſter Linie diejenigen Verbände in Frage, 
welche ſich beſonders die Pflege der Handwerhkergenoſſen— 
ſchaften zur Aufgabe geſtellt haben und die in dem durch 
und für das Handwerk zwecks engeren Zuſammenſchluſ— 
ſes der Handwerkergenoſſenſchaften gegründeten „Haupt: 
verbande deutſcher gewerblicher Genoſſenſchaften zu Ber- 
lin“ vereinigt ſind. Durch die ihm als Mitglieder angehö- 
renden und in feinem Ausſchuſſe Sig und Stimme führen: 
den Handwerks- und Gewerbekammern ift das Handwerk 
in der Lage, feine beſonderen Wünſche nachdrücklich zur 
Geltung zu bringen. Neben ihm ſind aber auch die ſonſti⸗ 
gen leiſtungsfähigen Reviſionsverbände zur Mitarbeit 
berufen, welche bereit und befähigt ſind, den beſonderen 
Bedürfniſſen dieſer neuen Genoſſenſchaftsart gerecht zu 
werden, ſo namentlich die des „Allgemeinen Verbandes der 
auf Selbſthilfe beruhenden deutſchen Erwerbs- und Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaften zu Berlin“, der durch ſeine Mitar⸗ 
beit bei der Aufſtellung der Richtlinien für die wirtſchaft⸗ 
liche Organiſation des Handwerks zum Zwecke korporati⸗ 
ver Uebernahme von Arbeiten und Lieferungen Anteil an 
der gegenwärtigen Belebung des Handwerkergenoſſen— 
ſchaftsweſens genommen hat. 


Die Beteiligten werden mit aller Kraft danach ſtreben 
müſſen, die neue Bewegung vor einem Mißerfolge zu be⸗ 
wahren, da ein ſolcher den genoſſenſchaftlichen Gedanken 
im Handwerk ſtark beeinträchtigen müßte. Jedenfalls 
würde ich bei den arbeitvergebenden Stellen für die dau⸗ 
ernde Berückſichtigung nur ſolcher Genoſſenſchaften und 
Lieferungsvereinigungen eintreten können, die durch ihre 
Unterwerfung unter eine jederzeit mögliche Reviſion eines 
genoſſenſchaftlichen Reviſtonsverbandes die Gewähr dafür 
bieten, daß ihre Anlage, Geſchäftsführung und Verwaltung 
nach allen Richtungen hin einwandsfrei ausgebaut iſt. 


Eure uſw. wollen dementſprechend auf den Anſchluß 


der Genoſſenſchaften an Reviſionsverbände hinwirken und 7 


die Handwerkskammern anweiſen, daß fie nach der glei⸗ 
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chen Richtung ihren Einfluß nachdrücklich geltend machen 
Ich behalte mir vor, über das Ergebnis ſeinerzeit Bericht 
zu erfordern. 


I 


r. Sydow. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerskammern. 


Staats bürgerlicher Untericht in Fah- 
CH 
und Fortbildungsſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W 9, den 13. September 1916. 
] Ich habe das Landesgewerbeamt beauftragt, zu den 
im Januar 1915 erſchienenen „Staatsbürgerlichen Beleh— 
rungen in der Kriegszeit“, Erlaß vom 1. Januar 1915 
(OMBI. S. 19. einen zweiten Band herauszugeben. 
Der neue Band, der, wie ich hoffe, im nächſten Mo⸗ 
nat wird ausgegeben werden können, wird folgende Auf- 
ſätze enthalten: i 


g 1. Die Geſchichte des Krieges, von General der Inf. z. 
D. von Janſon. ; 


2. Die geſchichtlichen und wirtſchaftlichen Beziehungen 


zwiſchen Deutſchland und ſeinen Verbündeten, von Pro⸗ 
ſeſſor Dr Hötzſch. 

3. Die wichtigſten feindlichen Staaten nach ihren mirt- 
ſchaftlichen Beziehungen und ihrer geſchichtlichen Stel⸗ 
lung zu Deutſchland, von Dr. Rohrbach. 


4. Kriegswirtſchaft, von Miniſterialdirektor Luſensky. 
5. Militäriſche Geſundheitspflege im Kriege, von Dber- 
ſtabsarzt Dr. Hochheimer. 

6. Fürſorge für die Kriegsteilnehmer, von Landesrat 
r. Horion. — 


D 
= 


7. Fürſorge für die Familien der Kriegsteilnehmer 
2 3 g nehmer 
von Dr. Söhner. 
8. Die Kriegsleiſtung der Frauen, von Dr. Gertrud 
Bäumer. 


9. Die Leiſtungen der ſozialen Verſicherung, vom Di⸗ 
rektor im Reichsverſicherungsamt Witowski. 


10. Die Leiſtungen der Genoſſenſchaften im Kriege, 
von Dr. Erecelius. F 


11. Oſtpreußens Verheerung und Wiederaufbau, von 
Dr. Paul Landau. 


T Wie bei der Ausgabe des erjten Bandes werde ich 
Ihnen für jede öffentliche Fachſchule und jede gewerbliche 
und käufmänniſche Fortbildungsſchule Ihres Bezirkes ein 
Exemplar überweiſen. Außerdem iſt für jeden Lehrer und 
jede Lehrerin, die Unterricht in der Bürgerkunde oder der 
Geſetzeskzunde erteilen, aus den für Lehrmittel beſtimm⸗ 
ten Mitteln der Schule ein Exemplar zu beſchaffen. Den 
Lehrern und Lehrerinnen, auch denen, die keinen ſtaats⸗ 
bürgerlichen Unterricht erteilen, ſteht es frei, durch Ver⸗ 
mittelung der Schule je ein Exemplar des Buches für ſich 
zu beziehen. Die Beſtellungen wollen Sie ſammeln und je⸗ 
weilig die bis zum Wochenſchluß eingelaufenen, überſicht⸗ 
lich zuſammengeſtellt, an Carl Heymanns Verlag, Berlin 
W. 8, Mauerſtr. 43—44, weitergeben. Für die auf dieſem 
Wege für die Schulen und die Lehrer bezogenen Erem- 
plare wird ein Preis von 1,60 Mark berechnet. 


Im Auftrage. 
Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Poli⸗ 
zeipräſidenten in Berlin und den Herrn Oberpäſident in 
Potsdam. 
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Entſcheidung der Gerichte. 


Verpflichtung zum Beſuch einer Fort⸗ 
bildungsſchule (GewO. § 120). 


Urteil des Ferien-Strafſenats des Kammergerichts vom 
29. Auguſt 1916. 

Der § 120 Gewd., auf Grund deffen die Ortsſtatute 
erlaſſen ſind, ſpricht ganz allgemein von „Arbeitern unter 
18 Jahren“, d. h. natürlich den gewerblichen Arbeitern des 
Titels find im allgemeinen alle diejenigen Perſonen angu- 
ſehen, welche in einem gewerblichen Unternehmen auf 
Grund eines Vertragsverhältniſſes als Geſellen, Gehilfen, 
Lehrlinge, Betriebsbeamte, Werkmeiſter, Techniker, Fa⸗ 
brikarbeiter oder in ähnlichen Stellungen zum Zwecke des 
Gewerbebetriebs beſchäftigt werden Landmann Vorbem. 
zu Tit. 7. Anm. 6). Hierin hat das Ortsſtatut keine Aende⸗ 
rung geſchaffen, konnte ſie auch nicht ſchaffen, weil es ge⸗ 
mäß $ 120 Abſ. 3 GewO. nur die Verpflichtung zum Beſu⸗ 
che der Fortbildungsſchule begründen und die dazu erfor- 
derlichen Beſtimmungen geben durfte. 


Das Ortsſtatut bringt offenbar aus Gründen der prak⸗ 
tiſchen Erwägung zur Abgrenzung der Verpflichtung die 
Beſtimmung hinein, daß nur vorübergehend beſchäftigte 
gewerbliche Arbeiter der Verpflichtung zum Schulbeſuche 
nicht unterliegen. Hier die Grenze zu ziehen, kann im ein⸗ 
zelnen Falle ſchwierig ſein. Gedacht iſt dabei an ſolche Ar⸗ 
beiter, die von vornherein nur ſo kurze Zeit beſchäftigt 
werden ſollen, daß während dieſer kurzen Zeit der auf 
weitere Ausbildung gerichtete Fortbildungsſchulunterricht 
völlig zwecklos erſcheint, der Arbeiter, die Arbeitgeber, die 
Lehrer der Fortbildungsſchule und die zur Unterhaltung 
der Schule verpflichtete Gemeinde unnötig belaſtet werden 
würden. Alsſolche vorübergehend beſchäftigten Arbeiter 
können die Arbeiter F. und K. nicht angeſehen werden. 
Die Strafkammer hat einwandfrei feſtgeſtellt, daß die bei⸗ 
den Arbeiter auf Grund eines Vertragsverhältniſſes ange— 
ſtellt ſind, das zwar mit Rückſicht auf die beſonderen Um⸗ 
ſtände der Kriegszeit einer kurzfriſtigen Kündigung unter⸗ 
worfen iſt, aber trotzdem beiderſeits auf eine langdauernde 
Beſchäftigung gerichtet geweſen iſt. K. und F. ſind ſeit 1915 
bei der Aktiengeſellſchaft N. und ſind, wie die Strafkam⸗ 
mer ausdrücklich feſtſtellt, noch zur Zeit des Urteils vom 
1. Mai 1916 dort beſchäftigt geweſen. Die Vereinbarung 
einer kurzen Kündigungsfriſt, offenbar durch die Kriegs⸗ 
zeit veranlaßt, iſt nicht entſcheidend. Sie hat mit der Dau⸗ 
er der Beſchäftigung nichts zu tun. Entweder wird der Ar- 
beiter von vorherein nur für kurze Zeit vorübergehend 
angenommen, oder er wird auf unbeſtimmte längere Zeit 
angenommen, aber unter der Abrede einer aus Zwechmä⸗ 
ßigkeitsgründen angezeigten kurzen Kündigungsfriſt. 
Ebenſo iſt auch völlig gleichgültig, ob die beiden Arbeiter 
überall da verwendet worden ſind, wo ſie gerade gebraucht 
wurden. Dies pflegt mit allen Arbeitern zu geſchehen. 


Das Ortsſtatut unterſcheidet dann ferner innerhalb 
des Begriffs der gewerblichen Arbeiter ſolche, die zu den 
ungelernten Arbeitern zu rechnen ſind. Auch dieſen Begriff 
hat die Strafkamer nicht verkannt. Gewerbliche Arbeiter 
ſind an ſich alle Arbeiter, die in einem gewerblichen Unter⸗ 
nehmen für die beſonderen Zwecke des Gewerbebetriebes 
beſchäftigt werden. Nun verlangt aber ein Gewerbebetrieb 
auch ſolche Arbeiten, die von Perſonen geleiſtet werden 
können, die gar keine techniſchen Kentniſſe beſitzen, nähm⸗ 
lich ſolche Arbeiten, die der Verkehr als gewöhnliche Arbei⸗ 
ten der Tagelöhner und Handarbeiter zu bezeichnen pflegt. 
Solche Arbeiter will das Ortsſtatut von der Verpflichtung 
zum Beſuche der Fortbildungsſchule ausſchließen. Dazu ge⸗ 
hören nach den wiederum einwandfreien Feſtſtellungen der 
Strafkammer die Arbeiter K. und F. nicht. Ob ſie auf 
Grund eines Lehrvertrages angenommen ſind, alſo mit dem 
ausgeſprochenen Zwecke des Lernens, iſt gleichgültig. Es 
iſt gleichgültig, was ſich der Arbeitgeber bei der Annahme 
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innerlich vorbehalten hat, ob er, wie die Re⸗ 

rlangung beſtimmter Fähigkeiten der 
Arbeiter gewollt hat. Die Arbeiter wollten lernen. 
Der Arbe r hat die 15 Jahre alten Arbeiter natürlich 
als noch ungelernte Arbeiter angenommen, d. h. als ſol⸗ 
che, die noch keine techniſchen Kenntniſſe hatten. Sie 
wurden aber nach den Feſtſtellungen der Strafkammer 
und das iſt entſcheidend unter Unterweiſung durch 
ältere Arbeiter an Maſchinen beſchäftigt und ſchritten von 
den einfachſten Arbeiten zu ſchwierigen Arbe 
Bezeichnend ift die ſeſtgeſtellte Bekundung des F. er habe 
gelernt wie ein Lehrling, aber ohne Kontrakt. Das ſind 
keine Arbeiter, die der Verkehr als ungelernte Arbeiter 
zu bezeichnen pflegt. 


der Arbeiter 
viſſon jaat 


Die Strafkammer hat feſtgeſtellt, daß der Angeklagte der 
geRlagte der verantwortliche Betriebsleiter der Firma N. i 
it. Er war alſo nach § T des Ortsſtatuts verpflichtet, die 
beiden Arbeiter zum Eintritt in die Fortbildungsſchule 
bei dem Schulleiter anzumelden. Dieſe Anmeldung hat er 
nach der Feſtſtellung der Strafkammer vorſätzlich unter⸗ 
laſſen. Ein Rechtsirrtum iſt auch hier nicht erkennbar. Die 
Reviſion vermißt eine Begründung für dieſe Annahme. 
Es handelt ſich um ein ſogenanntes Polizeidelikt im wei⸗ 
teren Sinne, bei dem unterſchiedslos das vorſätzliche und 
fahrläſſige Handeln unter dieſelbe Strafandrohung ge⸗ 
ſtellt wird. Die Strafkammer hat vorſätzliches Handeln 
angenommen. Dazu konnte fie auf Grund der ganzen Be- 
gründung ihres Urteils gelangen und annehmen, daß der 
Angeklagte als Leiter der Fabrik D., eines Betriebs der 
bedeutenden Firmen N., die Beſtimmungen über die Fort- 
bildungsſchule gekannt, aber ihre Befolgung aus den von 
ihm angeführten Gründen vorſätzlich unterlaſſen hat. Der 
Angeklagte mag ſich dazu auf Grund ſeiner Annahmen für 
berechtigt gehalten haben. Aber dieſe Annahmen waren 
irrige. Der Irrtum kann ihn nicht ſchützen, weil er ein ſol⸗ 
cher über Begriffsmerkmale iſt, deren Geſamtheit das 
Strafgeſetz bilden. 


Die Schrift: „Geſchichtliche und wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung des Gewerbes in Altpreußen unter dem Ritter⸗ 
orden und der Herrſchaft der Hohenzollern bis zur Gegen⸗ 
wart“ von Syndikus Dr. Pape⸗Königsberg haben jetzt die 
Regierungspräſidenten zu Königsberg, Gumbinnen, MI- 
lenſtein, Danzig und Marienwerder ſämtlichen ge- 
werblichen Lehranſtalten (Fortbildungsſchulen 
etc.) ihrer Bezirke als Unterrichtsmaterial und Leſeſtoff 
zur Anſchaffung empfohlen. Die Schrift behandelt nach 
einer Einleitung die geſchichtliche Entwickelung des Ge— 
werbes in Altpreußen, die alten Gilden und Zünfte, die 
Verfaſſung der Zünfte und deren Blütezeit, gewerbliche 
Zuſtände im Mittelalter, der Verfall der Zünfte und die 
Reformen unter König Friedrich Wilhelm 1., die Neuord⸗ 
nung des Gewerberechts im 18. und 19. Jahrhundert, die 
gewerblichen Verhältniſſe im 19. Jahrhundert bis zur 
Jetztzeit und die gegenwärtige Ausdehnung und Organi— 
ſation des Gewerbes. 


Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: Syndikus i. V. W. Ollmann, Graudenz. 


Druck und Expedition: 
Büchdruckeret Drewenz⸗Poſt, Löbau Wpr. Danzigerſtr. 4. 


